
Neufassung der
Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die

Schmutzwasserbeseitig ung des Zweckverbandes
WasserlAbwasser Boddenküste

(Beitrags- und Gebührensatzung Schmutzwasser)

vom 07.05.2014, öffentlich bekannt gemacht am 20.06.14

Aufgrund der § 150, 154 i.V.m. § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 08. Juni 2004 (GVOBI. M-V S. 205),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13Juli 2011 (GVOBI. M-V 5. 777) sowie den § 2, 6, 7, 9,10 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12April 2005 (GVOBI. M-V 5. 146) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset
zes vom 13Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777, 833) wird nach der Beschlussfassung der Verbandsver
sammlung vom 07.05.20 14 folgende Satzung erlassen:
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Teil 1 - Anschlussbeitrag

§1
Ansch lussbeitrag

(1) Der ZWAB erhebt zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur
zentralen Schmutzwasserbeseitigung in dem vor § 1 der Schmutzwasserbeseitigungssatzung des
ZWAB genannten Geltungsbereich einen Beitrag (Anschlussbeitrag).

(2) Zum Aufwand, der durch den Beitrag gedeckt wird, gehört der Aufwand für die Herstellung der in
§ 1 der Schmutzwasserbeseitigungssatzung des ZWAB definierten öffentlichen Einrichtungen zur
zentralen Schmutzwasserbeseitigung. Mit dem Beitrag ist der Aufwand für die Herstellung des je
weils ersten Grundstücksanschlusses abgegolten.

(3) Zum beitragsfähigen Aufwand gehört nicht der Aufwand, der durch Leistungen und Zuschüsse
Dritter gedeckt wird, sowie die Kosten für die laufende Unterhaltung der Einrichtung und Anteile
an den allgemeinen Verwaltungskosten.

§2

Q
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentliche Einrichtung zur zentralen
Schmutzwasserbeseitigung angeschlossen werden können und für die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich ge
nutzt werden dürfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauf
fassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in der Gemeinde zur
Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

c) wenn sie bebaut sind.

(2) Wird ein Grundstück an die Schmutzwasseranlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es
der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatz 1 nicht vorliegen.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im Sinne des Grundbuch-
rechtes. Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke gelten als ein
Grundstück, wenn die Eigentümer identisch sind und die Grundstücke nur in ihrer Gesamtheit

Q
baulich oder gewerblich nutzbar sind.

(4) Vergrößert sich die Fläche eines Grundstückes (z.B. durch Zukauf) und ist für die zugehende Flä
che noch keine Beitragspflicht entstanden, so unterliegt die zugehende Fläche der Beitragspflicht.

§3
Entstehung der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Einrichtung angeschlossen werden kann,
frühestens jedoch mit dem In-Kraft-Treten der ersten wirksamen Satzung ( 9 Absatz 3 KAG M-V).

§4
Beitragsmaßstab

(1) Der Schmuizwasserbeitrag wird für die beitragspflichtige Grundstücksfläche unter Berücksichti
gung der Art und des Maßes der Bebaubarkeit des Grundstückes berechnet. Die beitragspflichti
ge Grundstücksfläche errechnet sich aus der anrechenbaren Grundstücksfläche nach Absatz 2
und der Bewertung des Maßes der der baulichen Nutzung nach Absatz 3.
Der Beitrag errechnet sich aus der beitragspflichtigen Grundstücksfläche multipliziert mit dem für
die jeweiligen Kalkulationskreise in § 5 dieser Satzung festgesetzten Beitragssätzen.



3

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt:

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines bestehende, verbindlichen Bebauungsplanes (B-Plan)
liegen, oder die im Bereich eines einer erteilten Genehmigung nach § 33 BauGB zugrunde lie
genden in Aufstellung befindlichen B-Planes liegen, die gesamte im Planungsgebiet liegende
Fläche.

Ist für das Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung für weniger als 30 % der
Grundstücksfläche zugelassen, ist die Fläche maßgebend, für die eine bauliche oder gewerbli
che Nutzung zulässig ist - mindestens jedoch eine Fläche, die sich aus der Grundfläche des
nach dem B-Plan oder der Genehmigung nach § 33 BauGB zulässigen Gebäudes zzgl.

20 % der nutzbaren Grundstücksfläche in Kleinsiedlungsgebieten

40 % der nutzbaren Grundstücksfläche in reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten
und Ferienhausgebieten

60 % der nutzbaren Grundstücksfläche in besonderen Wohngebieten, Dorfgebieten, Mischge
bieten

100 %der nutzbaren Grundstücksfläche in Kerngebieten

80 % der nutzbaren Grundstücksfläche in Gewerbegebieten, Industriegebieten, sonstigen
Sondergebieten

20 ¾ der nutzbaren Grundstücksfläche in Wochenendhausgebieten

b) bei Grundstücken nach Buchstabe a), die über die Grenzen des B-Planes hinausreichen, auch
die Fläche außerhalb des Plangebietes, soweit diese Fläche baulich oder gewerblich genutzt
werden kann,

c) bei Grundstücken, für die kein B-Plan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang be
bauten Ortsteiles liegen ( 34 BauGB), die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch
die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksgrenze und einer im Abstand
von 50 m dazu verlaufenden Parallelen. Liegt das Grundstück an mehreren Straßen, so ist die
Tiefenbegrenzung von jeder einer Straße zugewandten Grunästücksseite über die gesamte
Grundstücksbreite anzusetzen.

d) bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück
gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zuge-
wandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen.

e) Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über die sich nach Buchstabe c) ergebende
Grenze hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der bau
lichen Nutzung bestimmt wird. Die hintere Grenze der baulichen Nutzung wird durch eine über
die gesamte Grundstücksbreite verlaufende Parallele bezeichnet, welche die von der der Stra
ße zugewandten Grundstücksseite am weitesten entfernte Gebäudegrenze tangiert.

f) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Abrundungssatzung oder einer Außenbe
reichssatzung ( 34 Absatz 4; 35 Absatz 6 BauGB) liegen, geht in den Randlagen des von
der Abrundungssatzung oder Außenbereichssatzung umfassten Gebietes die dort festgelegte
Grenze des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles der Tiefenbegrenzungslinie nach Buch
stabe c) vor. Buchstabe e) gilt entsprechend.

g) bei Camping- und Zeltplätzen 50 ¾ der für diesen Zweck genutzten Grundstücksfläche

h) bei Grundstücken, bei denen im B-Plan eine sonstige Nutzung (z.B. als Friedhof, Sportplatz,
Grünfläche) festgesetzt ist oder die im unbeplanten Innenbereich ( 34 BauGB) tatsächlich so
genutzt werden, die Grundfläche der an die Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung an
schließbaren Gebäude geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. Berücksichtigt wird höchstens
die tatsächliche Grundstücksgröße. Die unter Berücksichtigung des Maßes der Nutzung nach
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Absatz 3 ermittelte Fläche wird den betreffenden Gebäuden dergestalt zugeordnet, dass ihre
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der angeschlossenen oder an
schließbaren Gebäude verlaufen. Bei Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zu
ordnung erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück.

i) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine Nutzung zum Zwecke der Freizeit und Erho
lung oder als Dauerkleingarten vorgesehen ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten
tatsächlich so genutzt werden, gilt als zulässige GFZ 0,25.

j) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich ( 35 BauGB) die Grundfläche der an die Ein
richtung zur Schmutzwasserbeseitigung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die
Grundflächenzahl 0,2; höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksgröße. Die Regelungen
zu lit. h) Sätze 3 und 4 gelten entsprechend.

k) bei Grundstücken, die im Grundbuch als „geteilte Hofräume bezeichnet sind, die Fläche, die
von den Eigentümern bzw. dinglich Berechtigten tatsächlich genutzt wird.

(3) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche nach Absatz 2
mit einem Vom-Hundert-Satz bewertet. Bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss werden

Q
25 ¾ und für jedes weitere Vollgeschoss 15 % der Fläche in Ansatz gebracht.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse gilt:

a) soweit ein verbindlicher B-Plan besteht oder soweit eine Genehmigung nach § 33 BauGB er
teilt wurde, die in dem bestehenden B-Plan oder in dem in Aufstellung befindlichen B-Plan der
der Genehmigung nach § 33 BauGB zugrunde lag,

aa) festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse.

bb) Soweit ein bestehender verbindlicher B-Plan oder ein einer Genehmigung nach § 33
BauGB zugrunde liegender in Aufstellung befindlicher B-Plan die festgesetzte höchste zu
lässige Zahl der Vollgeschosse für weniger als 30 % der anrechenbaren Grundstücksflä
che festsetzt, der auf ganze Zahlen aufgerundete Quotient, der sich aus der Summe der
Produkte aus dem jeweils festgesetzten Vollgeschoss und der jeweils von der Festset
zung betroffenen Grundstücksfläche, dividiert durch die anrechenbare Grundstücksfläche
ergibt.

cc) Soweit ein bestehender verbindlicher B-Plan oder ein einer Genehmigung nach § 33
BauGB zugrunde liegender in Aufstellung befindlicher B-Plan statt der Vollgeschosse die
Gebäudehöhen festsetzt, der Quotient aus der höchstzulässigen Gebäudehöhe und 3,5
auf ganze Zahlen abgerundet. Ist nach der in den genannten B-Plänen festgesetzten Art
der baulichen Nutzung trotz der festgesetzten Gebäudehöhe ausgeschlossen, dass eine
diesem Quotienten entsprechende Vollgeschosszahl erreicht werden kann, gilt als Vollge
schosszahl die nach der in den B-Plänen festgesetzten Art der baulichen Nutzung
höchstmögliche Vollgeschosszahl.

dd) Soweit in einem bestehenden verbindlichen B-Plan oder einem einer Genehmigung nach
§ 33 BauGB zugrunde liegenden in Aufstellung befindlichen B-PIan die festgesetzte
höchstzulässige Gebäudehöhe für weniger als 30 ¾ der anrechenbaren Grundstücksflä
che festgesetzt ist,

- in den Fällen von Absatz 4, lit. a), lit. cc), Satz 1 der Quotient nach Absatz 4, lt. a), lit.
cc), Satz 1, wobei der Dividend aus der Summe der Produkte aus jeweils festgesetzter
Gebäudehöhe und der jeweils von der Festsetzung betroffenen Grundstücksfläche
ergibt.

-. in den Fällen Absatz 4, lit. a), lit. cc), Satz 2 der sich aus der Berechnung nach lit. bb),
ergebende Quotient.

b) Soweit kein B-Plan i.S.d. § 4 Absatz 4 lit. a) besteht oder der B-Plan weder die Zahl der Voll
geschosse oder die Gebäudehöhen festsetzt
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- bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wo
bei die höchste vorhandene Zahl der Vollgeschosse maßgebend ist.

- bei genehmigten Vorhaben, die Zahl der genehmigten Vollgeschosse, wobei die
höchste genehmigte Zahl der Vollgeschosse maßgebend ist.

- bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend
vorhandenen Vollgeschosse.

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, sowie bei
Grundstücken, für die im B-Plan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb von
B-Plan-Gebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Camping- und Zeltplatzgrundstücke,
Sport- und Festplätze, Schwimmbäder oder Friedhöfe) die Zahl von einem Vollgeschoss, so
fern nicht im Einzelfall eine größere Geschosszahl festgestellt werden kann.

d) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchengebäude als
eingeschossig behandelt.

(5) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach den Vorschriften der Landesbauordnung Meck
lenburg-Vorpommern Vollgeschosse sind.

§5
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbe
seitigung (Orts- und Gebietskläranlagen) beträgt im

Kalkulationskreis 1 pro qm beitragspflichtiger Fläche 6,65 €‚

für die Möglichkeit des Anschlusses an die Kläranlagen:
- Lubmin mit den Orten Lubmin, Wusterhusen, Gustebin, Freest, Kröslin, Spandowerhagen,

Hollendorf, Stilow, Stilow-Siedlung, Brünzow, Vierow, Kemnitz, Neuendorf, Ludwigsburg,
Loissin, Gahlkow, Kemnitzerhagen, Hanshagen, Nonnendorf, Latzow

- Katzow mit den Orten Katzow, Netzeband, Lodmannshagen
- Neu Boltenhagen mit dem Ort Neu Boltenhagen
- Rubenow mit den Orten Rubenow, Rubenow-Siedlung, Pritzwald, Voddow
- Karrin mit dem Ort Karrin
- Behrenhoff mit den Orten Behrenhoff, Dargelin, Neu Dargelin
- Diedrichshagen mit den Orten Diedrichshagen, Guest
- Dersekow mit den Orten Dersekow, Klein Zastrow, Neu Ungnade, Hinrichshagen Hof II,

Subzow
- Gristow mit den Orten Gristow und Mesekenhagen
- Levenhagen mit den Orten Levenhagen, Hof 1, Hof II, Groß Petershagen, Klein Petershagen
- Hellgeisthof mit dem Ort Heilgeisthof
- Karlsburg mit den Orten Karlsburg, Steinfurth, Zarnekow, Moeckow, Züssow, Nepzin
- Groß Kiesow mit den Orten Groß Kiesow, Klein Kiesow,
- Ranzin mit dem Ort Ranzin
- Dambeck mit dem Ort Dambeck
- Sanz mit dem Ort Sanz
- Gribow mit den Orten Gribow, Glödenhof
- Lüssow mit dem Ort Lüssow
- Sassen mit den Orten Sassen und Treuen
- Trantow mit dem Ort Trantow
- Görmin mit dem Ort Görmin
- Bandetin mit dem Ort Bandelin
- Neuendorf mit dem Ort Neuendorf
- Breechen mit dem Ort Breechen
- Dreizehnhausen mit dem Ort Dreizehnhausen
- Jarmshagen mit dem Ort Jarmshagen
- Immenhorst mit dem Ort Immenhorst
- Kuntzow mit dem Ort Kuntzow
- Schmoldow mit dem Ort Schmoldow
- Klein Zetelvitz
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(2) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbe
seitigung beträgt im

Kalkulationskreis II pro qm beitragspflichtiger Fläche 5,37 €

für die Möglichkeit des Anschlusses an die Kläranlage der Hansestadt Greifswald

für die Orte Neuenkirchen Wampen, Weitenhagen, Helmshagen 1, Helmshagen II, Pofthagen,
Grubenhagen, Klein Schönwalde, Hinrichshagen Chausseesiedlung, Hinrichshagen Heim
siedlung, Hinrichshagen Hof 1, Hinrichshagen Feldsiedlung und Wackerow.

(3) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung
beträgt im

Kalkulationskreis III pro qm beitragspflichtiger Fläche 2,30 €

für die Möglichkeit des Anschlusses an die Kläranlage der Stadt Jarmen

Q
für die Stadt Gützkow (ohne Ortsteile).

(4) Kalkulationskreis IV pro beitragspflichtiger Fläche 4,40.€

für die Möglichkeit des Anschlusses an die Kläranlage der Stadt Wolgast

für den Ort Groß Ernsthof (Gemeinde Rubenow)

§6
Beitragspflichtiger

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des
Grundstückes oder zur Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigter ist. Ist das Grundstück
mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags
pflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. auf dem Erbbaurecht oder sonsti
gen dinglichen Nutzungsrecht oder auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

§7
Vorausleistung

Auf die künftige Beitragsschuld kann der ZWAB Vorausleistungen in Höhe von 80 % verlangen, sobald
mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen
Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht endgültig beitragspflichtig ist. Die
gezahlten Vorausleistungen werden vom ZWAB nicht verzinst.

§8
Veranlagung, Fälligkeit

Beiträge und Vorausleistungen werden durch Bescheid festgesetzt und werden 6 Wochen nach Be
kanntgabe des Bescheides fällig.

§9
Ablösung

Der Beitrag kann durch Vereinbarung vor Entstehen der Beitragspflicht im Ganzen abgelöst werden.
Die Höhe des Ablösebetrages ist nach Maßgabe des in § 4 dieser Satzung bestimmten Beitragsmaß
stabes und des in § 5 dieser Satzung festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch Zahlung des Ab
lösebetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.
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§10
Kostenersatz für zusätzliche öffentliche Grundstücksanschlusskanäle

(1) Stellt der ZWAB auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen weiteten öf
fentlichen Grundstücksanschlusskanal oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitrags
pflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche ei
nen eigenen öffentlichen Grundstücksanschlusskanal oder nach dessen Beseitigung einen neuen
öffentlichen Grundstücksanschlusskanal an die zentrale öffentliche Abwasseranlage her (zusätzli
che öffentliche Grundstücksanschlusskanäle), so sind dem ZWAB die Aufwendungen für die Her
stellung solcher zusätzlicher öffentlichen Grundstücksanschlusskanäle in der tatsächlich entstan
denen Höhe zu erstatten. Die § 6 und 8 dieser Satzung gelten entsprechend.

(2) Der Kostenerstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des zusätzlichen öf
fentlichen Grundstücksanschlusskanales.

(3) § 6 und § 8 dieser Satzung gelten für den Kostenerstattungsanspruch entsprechend.

tD Teil II - Schmutzwassergebühr

§11
Grundsatz

(1) Der ZWAB erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme
der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung.

(2) Unter der Benutzungsgebühr im Sinne dieser Satzung ist die Schmutzwassergebühr zu verste
hen. Die Gebühren werden erhoben als Benutzungsgebühr für die Grundstücke, die an die öffent
liche Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung über einen Grundstücksanschlusska
nal angeschlossen sind. Sie gliedert sich in die Grundgebühr und die verbrauchsabhängige Zu
satzgebühr.

(3) Regenwasser ist in eine getrennte Regenwasserkanalisation einzuleiten oder auf den Grundstü
cken zu versickern. Ist dies in Ausnahmefällen nicht möglich, sind mit dem ZWAB gesonderte
Vereinbarungen im Sinne des § 3 Absatz 11 der Schmutzwassergebührensatzung des ZWAB ab
zuschließen.

§12
Gebührenmaßstäbe und Gebührensätze

Grundgebühr

(1) Für das Vorhalten der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung wird eine
monatliche Grundgebühr erhoben, sofern das Grundstück über einen Anschluss an die vorge
nannte Einrichtung angeschlossen ist.

(2) Die Grundgebühr wird in den Kalkulationskreisen 1, II, und IV als monatlicher Festbetrag auf fest
stehende Berechnungseinheiten erhoben.

a) Die Grundgebühr bestimmt sich bei Wohnhäusern nach der Zahl der selbstständigen Woh
nungen im Sinne der mietrechtlichen Vorschriften und beträgt im

Kalkulationskreis 1 je Wohneinheit (WE) 8,50 €/WE und Monat,
Kalkulationskreis II je Wohneinheit (WE) 8,50 €/WE und Monat,
Kalkulationskreis III je Wohneinheit (WE) 0,00 €IWE und Monat,
Kalkulationskreis IV je Wohneinheit (WE) 7.67 €/WE und Monat.

b) Die Grundgebühr für sonstige Anschlussnehmer (industriell oder gewerblich genutzte Grund
stücke sowie öffentliche Einrichtungen) wird nach Wohneinheitsgleichwerten (WEG) bemes
sen. Die Grundgebühr je angefangene WEG beträgt im
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Kalkulationskreis 1 je Wohneinheitsgleichwert 8,50 €IWEG und Monat,
Kalkulationskreis II je Wohneinheitsgleichwert 8,50 €/WEG und Monat,
Kalkulationskreis III je Wohneinheitsgleichwert 0,00 €/WEG und Monat,
Kalkulationskreis IV je Wohneinheitsgleichwert 7,67 €/WEG und Monat.

Die kalkulierte Grundgebühr für einen WEG bemisst sich nach der durchschnittlichen Ver
brauchsmenge einer Wohneinheit im Verbandsgebiet, die 9 m3/Monat beträgt. Die Bestim
mung des Durchschnittswertes ist Bestandteil der Gebührenkalkulation.

Die monatliche Grundgebühr wird hierbei wie folgt ermittelt:

Kalkulationskreis 1 Jahresverbrauchsmenge in m3 : 12 Monate : 9 m3/Monat und WEG x
8,50 €/Monat = monatliche Grundgebühr

Kalkulationskreis II Jahresverbrauchsmenge in m3 : 12 Monate : 9 m3/Monat und WEG x
8,50 €/Monat = monatliche Grundgebühr

Kalkulationskreis III keine monatliche Grundgebühr

Kalkulationskreis IV Jahresverbrauchsmenge in m3 : 12 Monate : 9 m3/Monat und WEG x
7,67 €/Monat = monatliche Grundgebühr

(3) Die volle Grundgebühr wird auch dann erhoben, wenn eine Abwassereinleitung nicht ganzjährig
erfolgt (Saisonbetrieb) und die volle Leistungsbereitschaft technologisch bedingt vorgehalten wird.
In den Fällen des § 12 Absatz 2 bis 4 dieser Satzung oder bei einer Nutzungsänderung im Verlauf
des Veranlagungszeitraumes ist die jeweils anteilige Grundgebühr zu zahlen.

(4) Wohneinheit (Wohnung) im Sinne dieser Satzung ist jeder überwiegend Wohnzwecken dienende
umschlossene Raum oder jede Wohnzwecken dienende Einheit von umschlossenen Räumen, die
von anderen Wohnungen und fremden Räumen baulich abgeschlossen ist und über einen eige
nen Zugang unmittelbar vom Freien, von einem Treppenraum, Flur oder anderen Vorraum ver
fügt. Bei Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Wohneinheiten (Wohnungen) bedarf es der bau
lichen Abgeschlossenheit und der besonderen Zugangsmöglichkeit nicht.

Verbrauchsabhängige Zusatzgebühr

(5) Die verbrauchsabhängige Zusatzgebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, die un
mittelbar der öffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung zugeführt wird.
Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Abwasser.

(6) Als Abwassermenge nach Absatz 5 gilt die dem Grundstück aus öffentlichen Wasserversor
gungsanlagen zugeführte Frischwassermenge abzüglich der nachgewiesenen auf dem Grund
stück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermenge, soweit nicht der Abzug nach Absatz 8
ausgeschlossen ist. Der Nachweis der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermenge ob
liegt dem Gebührenpflichtigen. Dieser hat auf seine Kosten einen Wasserzähler für diese Was
sermengen vorzuhalten, der geeicht, verplombt und vom ZWAB genehmigt ist und der amtlich
abgelesen wird. Die Absetzung der zurückgehaltenen Wassermenge erfolgt auf Antrag des Ge
bü h rensch u Id ners.

(7) Die dem Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wasserzähler ermittelt. Bei der Was
serversorgung aus einer öffentlichen Einrichtung zur Wasserversorgung ist die für die Erhebung
der Trinkwassergebühren zu Grunde gelegte Menge maßgeblich. Bei Wasserbezug aus einer pri
vaten Wasserversorgungsanlage, wie Hausbrunnenanlage und Regenwassernutzungsanlage gilt
die gemessene Wasserverbrauchsmenge. Hat ein Wassermesser nicht richtig oder überhaupt
nicht gearbeitet oder ist keiner vorhanden, so ist der ZWAB berechtigt, den Wasserverbrauch zu
schätzen.

(8) Vom Abzug nach Absatz 6 sind ausgeschlossen:

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,

b) das zUr Speisung von Heizungsanlagen verwendete Wasser,
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(9) Die verbrauchsabhangige Zusatzgebühr beträgt im

a) Kalkulationskreis 1 1,89 €/m3
b) Kalkulationskreis II 2,06 €1m3
c) Kalkulationskreis III 4,99 €1m3
d) Kalkulationskreis IV 1,89 €1m3

(10) Für stark verschmutzte industrielle und gewerbliche Abwässer wird ein
Starkverschmutzerzuschlag erhoben. Die Höhe richtet sich nach der prozentualen Mehrbelastung
des Abwassers gegenüber den Durchschnittswerten ( 8 Schmutzwasserbeseitigungssatzung).

(11) Ermittlung der Schmutzwassergebühr für Starkverschmutzer

Die erhöhte Schmutzwassergebühr für Starkverschmutzer wird nach folgender Formel berechnet:

G = g x (X x festgestellter CSB+ Y)
1200

G = Gebühr für den Starkverschmutzer in €1m3
g = Gebühr für normal verschmutztes Schmutzwasser in €/m3
X = schmutzfrachtabhängiger Gebührenanteil für die öffentl. Schmutzwasseranlage (z. B. 0,3)
Y = mengenabhängiger Gebührenanteil für die öffentliche Schmutzwasseranlage (z. B. 0,7)
Quotient (1200) = CSB-Schwellenwert, ab dem eine erhöhte Schmutzwassergebühr erhoben wird
§ 8 Absatz 4 lit. a Schmutzwasserbeseitigungssatzung

Die Erhebung der Schmutzwassergebühr für Starkverschmutzer wird mit den in Betracht kom
menden Einleitern unter Berücksichtigung des KAG M-V, der Satzungsvorgaben und örtlicher Be
sonderheiten vertraglich geregelt.

(12) Gebühren für Fäkalschlamm, der

a) aus abflusslosen Gruben angeliefert und in den Kläranlagen Lubmin und Karlsburg gereinigt
wird, beträgt die Einleitgebühr je cbm 4,09 €

b) aus Kleinkläranlagen angeliefert und in den Kläranlagen Lubmin und Karlsburg gereinigt
wird, beträgt die Einleitgebühr 12,27 €

§13
Gebü h rensch u Id ner

(1) Gebührenschuldner ist der Grundstückseigentümer oder bei Wohnungs- und Teileigentum der
Wohnungs- und Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht bzw. Nießbrauchrecht
belastet, ist der Erbbauberechtigte bzw. Nießbraucher des angeschlossenen Grundstücks gebüh
renpflichtig. Mehrere aus gleichem Rechtsgrund verpflichtete sind Gesamtschuldner. Im übrigen
sind die in § 6 Absatz 4 KAG M-V genannten weiteren Personen gebührenpflichtig.

(2) Die Gebührenschuldner lt. Absatz 1 sind berechtigt, die Pflicht zur Zahlung der Gebühren auf ei
nen Mieter bzw. Pächter zu übertragen. Voraussetzung hierfür ist eine schriftliche Mitteilung an
den ZWAB, in der sich der Mieter bzw. Pächter zur Zahlung der Gebührenschuld verpflichtet. Im
Falle einer Zahlungssäumnis des Mieters bzw. Pächters hat der Gebührenpflichtige gemäß Ab
satz 1 für die entstandene Gebührenschuld aufzukommen.

(3) Der Wechsel des Gebührenschuldners ist dem ZWAB unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Vom
Zeitpunkt der Rechtsänderung an ist der neue Rechtsinhaber gebührenpflichtig. Fällt die Rechts
änderung in einen laufenden Monat, so ist für die in diesem Monat erhobene Grundgebühr der
neue Rechtsinhaber gebührenpflichtig, wenn der Rechtswechsel bis einschließlich 15. des Mo
nats erfolgt. Der vorhergehende Rechtsinhaber ist gebührenpflichtig, wenn die Rechtsänderung
nach dem 15. des Monats erfolgt.
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Solange die Anzeige nach Satz 1 unterbleibt, haften die bisherigen Gebührenschuldner und der
neue Gebührenschuldner als Gesamtschuldner für alle nach dem Wechsel entstehenden Gebüh
ren.

(4) Bei den Gebühren nach § 12 dieser Satzung handelt es sich um grundstücksbezogene Gebühren,
die als öffentliche Last auf dem Grundstück ruhen.

§14
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht für die verbrauchsabhängige Zusatzgebühr entsteht mit dem Tag des An
schlusses oder der Abnahme des Anschlusses des Grundstücks an die betriebsfertige öffentliche
Schmutzwasseranlage oder sobald der öffentlichen Schmutzwasseranlage von dem Grundstück
Abwasser zugeführt wird. Für die Grundgebühr entsteht die Gebührenpflicht bei einem Anschluss
oder der Abnahme des Anschlusses bis zum 15. Kalendertag ab 1. dieses Monats, bei einem An
schluss oder einer Abnahme des Anschlusses ab dem 16. Kalendertag ab 1. des Folgemonats.

(2) Die Gebührenpflicht für die verbrauchsabhängige Zusatzgebühr endet mit dem Tag, an dem der
Anschluss an die öffentliche Schmutzwasseranlage entfällt bzw. in die öffentliche Schmutzwas
seranlage kein Schmutzwasser eingeleitet wird und für die Grundgebühr bei einer Beendigung
des Anschlusses bzw. Beendigung der Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen
Schmutzwasseranlage bis zum 15. Kalendertag ab 1. dieses Monats sowie bei einer Beendigung
des Anschlusses ab dem 16. Kalendertag ab 1. des Folgemonats.

§15
Heranziehung und Fälligkeit

(1) Die Heranziehung zu den Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid
über andere Gebühren verbunden werden kann.

(2) Die Heranziehung erfolgt nach Ablauf des Erhebungszeitraumes, der durch den ZWAB bestimmt
wird. Er entspricht in der Regel einem Jahr (nicht Kalenderjahr). Die Gebühren werden innerhalb
von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Auf die voraussichtliche Gebüh
renschuld werden von Beginn des Erhebungszeitraumes an Vorauszahlungen in Form von monat
lichen Abschlägen verlangt. Die Fälligkeiten werden im Gebührenbescheid des Vorjahres bzw. am
Ende des zurückliegenden Erhebungszeitraumes jeweils zum 15. des Kalendermonats festge
setzt. Entspricht der Erhebungszeitraum dem Kalendermonat, werden keine Vorauszahlungen
verlangt. Die Vorauszahlungen werden durch Bescheid festgesetzt und sind solange zu zahlen,
bis ein neuer Bescheid erteilt wird

(3) Bestand im Vorjahr bzw. am Ende des zurückliegenden Erhebungszeitraumes noch keine Gebüh
renpflicht, oder hat sich der Benutzungsumfang wesentlich geändert, wird die zu Grunde zu le
gende Abwassermenge auf der Basis des Trinkwasserverbrauches vergangener vergleichbarer
Zeiträume ermittelt, gegebenenfalls geschätzt.

(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszah
lung diejnige Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des
ersten Monats entspricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige auf
Anforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht
nach, so kann der ZWAB den Verbrauch schätzen.

(5) Bei der Neuveranlagung werden die Gebühren für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte auf künftige
monatliche Abschläge gleichmäßig aufgeteilt. Bei Beendigung der Gebührenpflicht endgültig fest
gestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Gebührenbe
scheides fällig. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen.

(6) Für Mahnungen wird eine Mahngebühr erhoben. Sie beträgt 2,56 € je Mahnung.
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Teil III — Schlussvorschriften

§16
Anzeige- und Auskunftspflichten

(1) Die Beitragspflichtigen und die Gebührenpflichtigen oder ihre gesetzlichen Vertreter haben dem
ZWAB alle für die Festsetzung und für die Erhebung von Beiträgen oder Gebühren nach dieser
Satzung erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Bedienstete oder Beauftragte
des ZWAB das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu über
prüfen.

(2) Alle Umstände, die sich auf die Verpflichtung zur Leistung von Beiträgen oder Gebühren nach
dieser Satzung auswirken können, sind dem ZWAB unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt
insbesondere für den Wechsel der Rechtsverhältnisse an einem Grundstück. Mitteilungspflichtig
sind der Veräußerer und auch der Erwerber des Grundstückes oder Rechtes an einem Grund
stück oder Gebäude im Falle des § 6 Absatz 1 Satz 3 dieser Satzung.

(3) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, so
hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich dem ZWAB schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Ver
pflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden.

(4) Mitarbeiter des ZWAB dürfen nach Maßgabe der § 85 if AO i.V.m. §12 KAG M-V Grundstücke
betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen,
die Beitragspflichtigen und die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.

(5) Soweit sich der ZWAB bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, haben die
Abgabepflichtigen zu dulden, dass sich der ZWAB zur Feststellung der Abwassermengen nach §
12 Absatz 6 bis 8 die Verbrauchsdaten von dem Dritten mitteilen bzw. über Datenträger übermit
teln lässt.

§17
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 17 Absatz 2 Ziff. 2 Kommunalabgabengesetz handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig entgegen

a) § 16 Absatz 1 und 3 dieser Satzung seine Auskunfts- oder Mitteilungspflichten nicht, nicht
rechtzeitig oder nicht im erforderlichen Umfange nachkommt.

b) § 16 Absatz 2 dieser Satzung die Anzeige einer Rechtsänderung unterlässt

und es dadurch ermöglicht, Abgaben nach dieser Satzung zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte
Abgabenvorteile zu erlangen.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 5.000,00 € geahndet werden.

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach

§18
Inkrafttreten

in Kraft.

Diedrichshagen,07.05.201 4
Verbandsvorsteher



Die Neufassung der Satzung über die öffentliche Schmutzwasserbeseitigung der Grundstücke im Ver
bandsgebiet des Zweckverbandes Wasser/Abwasser Boddenküste (Schmutzwasserbeseitigungssat
zung) wurde der Rechtsaufsichtsbehörde des Landkreises Vorpommer/Greifswald gemaß § 152 Ab
satz4 KV M-Vam 12.05. 2014 angezeigt. Die Anzeigenbestatigung erfolgte am 19.05.2014

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- oder Formvorschriften verstoßen wurde, kön
nen diese entsprechend § 5 Absatz 5 der KV M-V nur innerhalb eines Jahres nach der Veröffentli
chung geltend gemacht werden. Diese Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Ge
nehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften.

*lf \

Verbandsvorsteher
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Diedrichshagen,26.06.2014


